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ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

 

Gemäß § 14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der 
Ordnungsbehörden -Ordnungsbehördengesetz (OBG)- in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528 / SGV 
2060) in Verbindung mit § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 
602 / SGV. NRW. 2010) erlässt die Stadt Hagen folgende 
 

ALLGEMEINVERFÜGUNG 
 

Für den Zeitraum von Montag, den 23.12.2019, 18.00 Uhr bis 
Dienstag, den 24.12.2019, 03.00 Uhr ordnet die Stadt Hagen 
folgendes an: 
 

1. Mitführungs- und Benutzungsverbot von Glasgetränk-
behältnissen: 
Für den o. g. Zeitraum ist das Mitführen und die Benutzung von 
Glasgetränkbehältnissen in dem unter Ziffer 2. definierten Bereich 
außerhalb von geschlossenen Räumen untersagt. 
Ausgenommen von diesem Verbot ist das Mitführen von 
Glasgetränkbehältnissen durch Personen, welche diese offensichtlich 
und ausschließlich zur unmittelbaren Mitnahme zur häuslichen 
Verwendung erworben haben.  

 

2. Räumlicher Geltungsbereich  
Der räumliche Geltungsbereich der Allgemeinverfügung umfasst 
textlich folgende Bereiche: 
- Elberfelder Straße zwischen Karl-Marx-Straße und Marienstraße 
- Friedrich Ebert-Platz von Sparkassen-Karree bis Rathausstraße 
- Mittelstraße von Einmündung Rathausstraße bis Bergischer Ring 
- Körnerstraße von Einmündung Sparkassen-Karree bis Badstraße  
- Hohenzollernstraße 
- Kampstraße von Hochstraße bis Friedrich-Ebert-Platz 
- Goldbergstraße von Hochstraße bis Elberfelder Straße 
- Marienstraße 
- Potthofstraße 
- Dahlenkampstraße 
- Rathausstraße von Friedrich-Ebert-Platz bis Potthofstraße 

 

3. Androhung von Zwangsmitteln 
Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen diese Verfügung wird in den 
Fällen unter Ziffer 1. der unmittelbare Zwang in Form der Wegnahme 
der mitgeführten Glasbehältnisse angedroht 

 

4. Anordnung der sofortigen Vollziehung  
Aus Gründen des öffentlichen Interesses wird gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686) die sofortige 
Vollziehung dieser Verfügung angeordnet, mit der Folge, dass eine 
evtl. eingelegte Klage keine aufschiebende Wirkung hat.  

 

5. Bekanntgabe  
Diese Verfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW mit dem 
auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekanntgegeben.  

 
Begründung zu 1.  
Am 23.12.2019 findet in der Hagener Innenstadt die Veranstaltung 
„Blau unterm Baum“ statt. Diese läuft zum einen zeitlich parallel zum 
Abbau der Fahrgeschäfte des Hagener Weihnachtsmarktes und zum 
letzten Abend des Ausschanks alkoholischer Getränke auf dem 
Weihnachtsmarkt.  
Aus den Erfahrungen der letzten Jahre ist zu erwarten, dass sich bis zu 
2.500 Personen zeitgleich dort aufhalten. Aufgrund der zahlreich 
mitgeführten Glasbehältnisse und der unsachgemäßen Entsorgung von 
Glasgetränkbehältnissen ist es in den vergangenen Jahren zu ganz 
erheblichen Glasbruch gekommen. Aufgrund dieser unsachgemäßen 
Entsorgung ist es zu Personen- und Sachschäden gekommen. Zudem 
steigert sich durch den vermehrten Alkoholgenuss erfahrungsgemäß 
die Gewaltbereitschaft der Besucher/innen, mit der Folge möglicher, 
erheblicher Verletzungen bei den Betroffenen. 
Um diesen Gefahren zu begegnen wird das o. g. Mitführungs- und 
Benutzungsverbot erlassen.  
Rechtsgrundlage für die getroffenen Anordnungen ist § 14 Abs. 1 des 
Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden             

–Ordnungsbehördengesetz (OBG)– 13.05.1980 (GV.NW.S. 258). 
Danach können die Ordnungsbehörden die notwendigen Maßnahmen 
treffen, um eine im Einzelfall bestehende Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung abzuwehren. 
 

Durch das Verbot soll sichergestellt werden, dass keine 
Glasbehältnisse zum Verzehr in den markierten Bereich gelangen. Das 
Verbot ist geeignet, die oben aufgezeigten Gefahren von Glas und 
Glasbruch in einem stark besuchten Bereich abzuwehren. Das Verbot 
ist zudem erforderlich, da kein milderes Mittel erkennbar ist. 
 

Auch der Veranstalter von „Blau unterm Baum“ ist bestrebt, die 
Versorgung der Besucher/innen durch die Verwendung anderer 
Materialien sicherzustellen, um damit zusätzlichen Glasbruch und das 
Entstehen der Gefahr zu vermeiden. Allerdings haben die Erfahrungen 
vor Erlass einer Allgemeinverfügung im Jahr 2012 gezeigt, dass diese 
Maßnahme allein nicht ausreicht, um den Innenstadtbereich sicher zu 
gestalten, so dass das Mitführverbot ergänzend zu erlassen ist. 
 

Zwar stellt der Verzicht auf das Mitführen von Glas eine Einschränkung 
dar, die jedoch durch den Einsatz alternativer Materialien minimiert 
werden kann. Diese Einschränkung ist im Verhältnis zur aufgezeigten 
Gefahrenlage für den angeordneten Zeitraum zumutbar und vertretbar. 
Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass das Getränkeangebot 
in diesen Behältnissen in den letzten Jahren beträchtlich zugenommen 
hat. Aus ordnungsbehördlicher Sicht kann der o. g. Gefahr nur durch 
einen grundsätzlichen Verzicht auf Glasbehältnisse begegnet werden. 
 

Aus den v. g. Gründen ist daher die Untersagung des Mitführens und 
der Benutzung von Glasgetränkbehältnissen im beschriebenen Umfang 
geeignet, erforderlich und im Hinblick auf die Gefahrenlage auch als 
angemessen anzusehen. 
 

Von dem Verbot sind diejenigen Personen auszunehmen, die 
Glasbehältnisse offensichtlich und ausschließlich zum häuslichen 
Gebrauch mitführen. Hierdurch kann zwar nicht gänzlich 
ausgeschlossen werden, dass z.B. infolge wahrheitswidriger Angaben 
zum häuslichen Gebrauch dennoch unbefugter Weise Glasbehältnisse 
zum dortigen Verbrauch in das Verbotsgebiet gelangen, es ist jedoch 
zu erwarten, dass der Gebrauch von Glas eine hinreichende 
Beschränkung erfährt, die ausreicht, den abzuwehrenden Gefahren 
wirksam zu begegnen. 
Ebenfalls ausgenommen sind die Betreiber und die Besucher/innen der 
Gastronomiebetriebe des Hagener Weihnachtsmarktes. Zum einen 
sollen hier die wirtschaftlichen Interessen der einzelnen Betreiber 
berücksichtigt werden, zum anderen ist aufgrund der ausgesprochenen 
Pfandgebühr für die ausgegebenen Becher nicht mit nennenswertem 
Glasbruch zu rechnen. 
 

Begründung zu 3. 
Die Androhung von Zwangsmitteln erfolgt auf der Grundlage der §§ 55, 
59, 60 und 63 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen –VwVfG NRW – in der zurzeit gültigen Fassung. 
Als Zwangsmittel kommen gem. § 57 VwVG NRW Ersatzvornahme, 
Zwangsgeld und unmittelbarer Zwang in Betracht. 
 

Bei Verstößen gegen das unter Ziffer 1. verfügte Mitführungsverbot wird 
auf der Grundlage des § 62 VwVG NRW das Zwangsmittel des 
unmittelbaren Zwanges angedroht. 
 

Gem. § 58 Abs. 3 VwVG NRW darf der unmittelbare Zwang nur 
angewendet werden, wenn andere Zwangsmittel nicht zum Ziel führen 
oder untunlich sind. Dies ist vorliegend der Fall. Zweck des 
Mitführungsverbotes ist es, den definierten Bereich der Hagener 
Innenstadt von Glasgefäßen frei zu halten, um die in der Begründung 
beschriebenen Gefahren zu vermeiden. Vor diesem Hintergrund muss 
ein Zwangsmittel angedroht werden, dass zum sofortigen Erfolg führt. 
Durch ein anderes Zwangsmittel kann nicht wirksam verhindert werden, 
dass Glas in den Verbotsbereich gelangt und dort benutzt wird. Insofern 
ist die Anwendung des unmittelbaren Zwanges auch verhältnismäßig. 
 

Begründung zu 4.  
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgt auf der Grundlage des 
§ 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO. Sie ist zum Schutze der Allgemeinheit 
notwendig, da nur so sichergestellt werden kann, dass die getroffene 
Anordnung unmittelbar vollziehbar ist.  
 

Die Gefahren für so bedeutende Individualschutzgüter wie Gesundheit, 
Leben und Eigentum unbeteiligter Personen sind so schwerwiegend, 
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dass nicht erst der Abschluss eines verwaltungsgerichtlichen 
Verfahrens abgewartet werden kann. Demgegenüber muss das private 
Interesse an der allgemeinen Handlungsfreiheit zurückstehen.  
 

Bei vergleichbaren Veranstaltungen haben sich teilweise chaotische 
Zustände ergeben.  
 

Das Interesse der Allgemeinheit an der sofortigen Vollziehung der 
Anordnung und damit der Verhinderung von Gefahren für die 
körperliche Unversehrtheit überwiegt insoweit das eventuelle 
Aufschubinteresse der hiervon Betroffenen.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle Klage beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstr. 1, 
59821 Arnsberg, eingereicht werden. Wird die Klage schriftlich erhoben, 
sollen ihr zwei Abschriften beigefügt werden. Sollte die Frist durch das 
Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden, so 
würde dessen Verschulden Ihnen angerechnet werden.  
 

Hagen, 12.11.2019     Erik O. Schulz   (Oberbürgermeister) 
 

 

ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
für die Wahl des Oberbürgermeisters/der Oberbürgermeisterin, 

des Rates und der Bezirksvertretungen der Stadt Hagen am        
13. September 2020 

 

Gemäß §§ 24, 71 und 75b der Kommunalwahlordnung (KWahlO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 592 
ber. S. 967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 09. Oktober 2019 
(GV. NRW. S. 601), - SGV. NRW. 1112 - , fordere ich hiermit auf, 
Wahlvorschläge für die Wahl  
- des Oberbürgermeisters/der Oberbürgermeisterin 
- des Rates (26 Wahlbezirke und Reservelisten) 
- der fünf Bezirksvertretungen (Listenwahlvorschläge) 
möglichst frühzeitig,   

spätestens bis zum 16. Juli 2020 18.00 Uhr 
 

beim Wahlleiter der Stadt Hagen, Ressort Statistik, Stadtforschung und 
Wahlen, Freiheitstr. 3, Zimmer 217, 58119 Hagen, einzureichen. 
Die Wahlvorschläge sollten aber möglichst frühzeitig vor diesem 
Termin eingereicht werden, damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, rechtzeitig behoben werden können. 
 

Für die Wahl des Rates und der Bezirksvertretungen ist die kreisfreie 
Stadt Hagen in folgende Stadtbezirke und Wahlbezirke eingeteilt. 
Stadtbezirk Hagen-Mitte mit den Wahlbezirken: 1 Mittelstadt/ 
Altenhagen-Süd, 2 Altenhagen-West, 3 Altenhagen-Ost, 4 Fleyerviertel, 
5 Eppenhausen, 6 Emst, 7 Remberg, 8 Oberhagen, 9 Wehringhausen-
Ost, 10 Wehringhausen-West, 11 Kuhlerkamp/Hauptbahnhof, 
Stadtbezirk Hagen-Nord mit den Wahlbezirken: 12 Boele/Hengstey/ 
Brockhausen, 13 Kabel/Bathey/Garenfeld, 14 Helfe/Fley, 15 Boeler-
heide, 16 Vorhalle/Eckesey, 
Stadtbezirk Hohenlimburg mit den Wahlbezirken: 17 Hohenlimburg-
Nord, 18 Hohenlimburg-Ost, 19 Hohenlimburg-Süd, 20 Hohenlimburg-
West, 
Stadtbezirk Eilpe/Dahl mit den Wahlbezirken 21 Eilpe-Zentrum, 22 
Dahl/Delstern/Eilper Feld, 
Stadtbezirk Haspe mit den Wahlbezirken: 23 Geweke/Spielbrink, 
24 Haspe-Mitte/Kückelhausen, 25 Hestert/Steinplatz, 26 Westerbauer/ 
Quambusch. 
 

Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie 46b und 46d Abs. 1 und 
2 des Kommunalwahlgesetzes (KWahlG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 
und 1999 S. 70 - SGV. NRW. 1112 -), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 201) und der §§ 25, 26 und 31 sowie 
70, 72, 75a und 75b KWahlO weise ich hin.  
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 

Wahlvorschlagsrecht: 
Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Art. 21 
des Grundgesetzes (Parteien), von Gruppen von mitgliedschaftlich 

organisierten Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen 
Wahlberechtigten (Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen) eingereicht 
werden. Für die Reserveliste und für Listenwahlvorschläge können nur 
Bewerber und Bewerberinnen benannt werden, die für eine Partei oder 
Wählergruppe auftreten. 
Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der 
Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen in der 
Vertretung der Stadt Hagen, im Landtag NRW  
oder aufgrund eines Wahlvorschlages aus dem Land im Bundestag 
vertreten, kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie 
nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen 
gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat. 
Dies gilt nicht für Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Tage der 
Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht 
haben.  
 

Unterstützungsunterschriften: 
Parteien oder Wählergruppen, die in der laufenden Wahlperiode nicht 
ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, im Landtag NRW oder 
aufgrund eines Wahlvorschlages aus dem Land im Bundestag vertreten 
sind (neue Parteien), müssen zu den Wahlvorschlägen 
Unterstützungsunterschriften beibringen: Für einen Wahlvorschlag für 
einen Wahlbezirk 10 Unterstützungsunterschriften von Wahl-
berechtigten des Wahlbezirks (gilt auch für Wahlvorschläge von 
Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen), für eine Reserveliste 100 
Unterstützungsunterschriften von Wahlberechtigten des Wahlgebietes 
(Stadt Hagen).  
Listenwahlvorschläge für die Wahl der Bezirksvertretungen benötigen 
für den Stadtbezirk Mitte 50, für den Stadtbezirk Nord 30, für den 
Stadtbezirk Hohenlimburg 23 für den Stadtbezirk Eilpe/Dahl 13 und 
für den Stadtbezirk Haspe 23 Unterstützungsunterschriften von 
Wahlberechtigten des jeweiligen Stadtbezirks.  
Wahlvorschläge für die Wahl des Oberbürgermeisters/der Oberbürger-
meisterin von den sogenannten neuen Parteien und von Einzel-
bewerbern müssen bedürfen der Unterstützung von mindestens 310 
Wahlberechtigten des Wahlgebietes (Stadt Hagen). 
Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen das 
Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreiben. Die Angaben 
zu Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt und zur Anschrift 
des/der Unterzeichner/in sollen vom Unterzeichner/von der 
Unterzeichnerin persönlich und handschriftlich ausgefüllt werden.  
 

Wählbarkeit: 
Wählbar ist jede wahlberechtigte Person, die das 18. Lebensjahr 
vollendet hat und seit mindestens drei Monaten in dem Wahlgebiet ihre 
Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung hat oder sich 
sonst gewöhnlich aufhält und keine Wohnung außerhalb des 
Wahlgebiets hat. Für die Wahl des Oberbürgermeisters/ der 
Oberbürgermeisterin ist wählbar, wer am Wahltag Deutsche/r im Sinne 
von Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder wer die 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
besitzt und eine Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland innehat, 
das 23. Lebensjahr vollendet hat und nicht vom Wahlrecht 
ausgeschlossen ist sowie die Gewähr dafür bietet, dass er/sie jederzeit 
für die freiheitlich demokratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes eintritt. Nach § 24 Ziffer 5 KWahlO weise ich darauf hin, 
dass Angehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft 
(Unionsbürger/innen) unter den gleichen Voraussetzungen wie 
Deutsche wählbar sind.  
 

Vordrucke: 
Für die Wahlvorschläge sind amtlich hergestellte Formblätter zu 
verwenden. Diese sind während der Dienstzeiten kostenfrei erhältlich 
beim Ressort Statistik, Stadtforschung und Wahlen, Bezirks-
verwaltungsstelle Hohenlimburg, Freiheitstr. 3, 58119 Hagen, Zimmer 
221, Telefon 02331 - 207 4520, E-Mail: statistikstadtforschung@stadt-
hagen.de. 
 

Hagen, den  18.11.2019      Thomas Huyeng (Beigeordneter) Wahlleiter 
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ÖFFENTLICHE AUSSCHREIBUNG 
des Wirtschaftsbetriebs Hagen (WBH)   -Anstalt des öffentlichen 

Rechts der Stadt Hagen 
 

Kanalbau Alte Stadt, Piepenbrink 
 

Die Hauptpositionen umfassen etwa folgende Leistungen: 
ca. 780 m³ Bodenaushub 
ca. 430 m² Baugrubenverbau 
ca. 570 t Material für die Leitungszone 
ca. 310 t Frostschutzschicht 
ca. 400 m Kanalrohr PE DA 280 
ca. 10 Stck Einsteigschächte 
ca. 300 t Asphalttragschicht 
ca. 1.300 m² Asphaltbeton 
ca. 42 m Rohrrelining DA 280 
 

Die Kanalbauarbeiten sind voraussichtlich in der Zeit von  02.03.2020 
bis  21.08.2020 auszuführen. 
 

Die Zuschlags- und Bindefrist läuft am 14.02.2020 ab. 
 

Die Arbeiten werden nur an Bewerber vergeben, die die erforderliche 
Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit nachweisen können. 
Der Nachweis wird vor einer evtl. Auftragserteilung gefordert. 
Erklärungen nach der RVO zum Tariftreue- und Vergabegesetz NRW 
sind erforderlich. 
 

Als Sicherheit für die Gewährleistung werden 3% der Abrechnungs-
summe einbehalten. Der Auftragnehmer kann stattdessen eine 
Bürgschaft eines in der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen 
Kreditinstitutes oder Kreditversicherers stellen. 
 

Die Ausschreibungsunterlagen können vom Vergabemarktplatz der 
Metropole Ruhr unter 
http://www.vergabe.metropoleruhr.de 
heruntergeladen werden. 
 

Die Angebote müssen bis zum Eröffnungstermin elektronisch  
eingehen. 
Eröffnungstermin: 

Mittwoch, 15.01.2020,  10:30 Uhr 
 

Zahlungen erfolgen nach § 16 der Allgemeinen Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B) und den Vertrags-
bedingungen des Wirtschaftsbetriebs Hagen. 
 

Hagen, 12.11.2019      Vorstand     
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Aktuelle Ausschreibungen auf dem Vergabesatellit Metropole Ruhr 
(http://www.vergabe.metropoleruhr.de) 

                                                                                               

Estricharbeiten GES Eilpe Neubau 

Typ: Ex ante Veröffentlichung (§ 19 Abs. 5) 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: - 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YYY1 
 

Beschaffung von Atemschutzgeräten und Druckgasflaschen 

Typ: UVgO Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 02.12.2019 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Zentrale Vergabestelle 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYD8 
 

Überarbeitung Altlastenkataster 

Typ: UVgO Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 04.12.2019 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Zentrale Vergabestelle 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYDP 
 

Kauf eines mobilen Messanhängers zur Geschwindigkeits-
überwachung 

Typ: UVgO Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 09.12.2019 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Zentrale Vergabestelle 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYD2 
 

Ersatzbeschaffung einer Vorführdrehleiter 

Typ: VgV Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 10.12.2019 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Zentrale Vergabestelle 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYD3 
 

Kanalbau Berchumer Straße 1.BA 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 12.12.2019 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YYD9 
 

Beschaffung eines Tanklöschfahrzeuges TLF 4000 

Typ: VgV Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 19.12.2019 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Zentrale Vergabestelle 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYDU 
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